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Preuſ en. 


0. C. Landtags⸗ Verhandlungen. 
40. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (11. Mai). 
„ Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find mäßig beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſche drei Commiſſare der fie t ſpäter der Cultusminiſter v. Mübler. 

Präſident Grabow verlieſt zahlreiche Urlaubsgeſuche (der Abg. Siemens, 
Runge, v. Unruh u. a.), macht auf die landwirthſchaftliche Ausstellung in 
Stettin aufmerkſam und zeigt an, daß er morgen keine Plenarſitzung ans 
ſetzen werde, um den Commiſſionen Zeit für ihre Arbeiten zu laſſen. 

Auf der Tagesordnung ſteht der Bericht über den Etat der Bergwerks, 
Hütten und Salinen ⸗Verwaltung für das Jahr 1865. Referent 
Abg. v. Carnall 0 

Abg. Dr. Becker lenkt die Aufmerkſamkeit des Hauſes auf den Verkauf 
der ſayner Hüttenwerke an Hrn. Krupp in Eſſen. Vor drei Jahren, ſagt 
der Redner, erſchien eine Flugſchrift, welche ausführte, daß die Hüttenwerke 
mehr koſteten, als ſie einbrächten. Darauf erſchien in dem üblichen Verlage 
der Decker'ſchen Geh. Ober⸗Hofbuchdruckerei eine Entgegnungsſchrift, in der 
behauptet wurde, daß die Hüttenwerke des Staates nichts verdienen könnten, 
da die Hüttenwerke der Privaten zur Zeit auch nicht mit Nutzen arbeiteten. 
Nun iſt es erweislich, daß das ſayner Werk den enormen Ueberſchuß von 
83 000 Thlr. in einem Jahre abgeworfen habe, — nun denken Sie ſich das 
Erſtaunen, als bekannt wurde, daß das Werk zu einem äußerſt geringen 
Preiſe veräußert worden fci, ein Werk, das bisher für unverkäuflich galt, 
weil das Kriegsminiſterium es zur Anfertigung von Geſchützen für unent⸗ 
bebrlich bielt. Hr. Krupp bot 400,000 Thlr., gleichzeitig trat der bochumer 
Verein mit einer Offerte von 500,000 Thlr. a erhielt aber die Antwort, 
als er eine öffentliche Verſteigerung beantragte, daß Hr. Krupp ebenfalls eine 
balbe Million zahlen wolle, und daß eine öffentliche Licitation nicht ſtattfin⸗ 
den werde. Ich halte dies für eine Schädigung der Staatsintereſſen. Ein 
Werk, wie das ſayner, ſollte überhaupt nicht veräußert werden, am wenigſten 
ſollte es in die Hände eines Mannes gelangen, der die Gußſtahl⸗Fabrikation 
zu monopoliſiren ſucht. Das Anlage Capital iſt zu rund 300,000 Thlr., das 
Betriebs⸗Capital zu rund 400,000 Thlr. berechnet, der Reingewinn betrug 
10% — dem gegenüber iſt das Werk für % Million halb verſchenkt. Ich 
enthalte mich, einen beſonderen Antrag zu ſtellen, möchte aber doch die Re⸗ 
gierung daran erinnern, daß ſie bei künſti en Veräußerungen den Extrag zu 
erzielen ſuchte, den Privatleute in ſolchen Fällen zu erzielen wiſſen. 

Reg.⸗Commiſſar Geh.⸗R. Krug v. Nidda: Da ich die Verhandlungen 
über den Verkauf der Sayner⸗Hütte ſelbſt geführt, ſo kann ich darüber voll⸗ 
ſtändig Auskunft geben. Das Sayner⸗ Hüttenwerk hat ſeit langen Jahren 
nur ungünſtige Betriebsreſultate gehabt, und erſt, ſeit das Werk im Jabre 
1860 mit bedeutenden Koſten meliorirt wurde, find die Ueberſchüſſe beträcht⸗ 
licher geworden. Seit vielen Jahren war der Durchſchnittsertrag des Werkes 
40,000 Thlr. Man kann allerdings, wenn man, wie der Vorredner gethan, 
nur einzelne Zahlen berausgreiſt und insbeſondere dabei nicht den ſehr weſent⸗ 
lichen Unterſchied des Ueberſchuſſes von dem Ertrage des Werkes berückſich⸗ 
tigt, zu ganz anderen Reſultaten kommen, die aber richt die thatſächlichen 
find, Der größte Theil dieſes Durchſchnittertrages von 40,000 Thlrn., näm⸗ 
lich 25,000 Thlr., reſultirte aus den Lieferungen von Eiſenmaterial für das 
Kriegsminiſterium zur Geſchützgießerei in Spandau. Nun iſt aber das Kriegs: 
miniſterium in der Lage, in der Folge feine Geſchütze aus Gußſtahl fertigen 
u laſſen. Man geht allgemein ab von dem Bezug des Geſchützmaterials 
aus Gußeiſen, die bisherigen Lieferungen von Roheiſen aus der Sayner⸗Hütte 
nach Spandau ſind daher in Zukunft nicht mehr in Ausſicht, und damit fällt 
eine Hauptertragsquelle für das Werk fort. Da außerdem das Werk, mit 
Ausnahme eines im Jahre 1860 neu gebauten Hochofens bei Mühlhofen, 
aus alten und unzweckmäßig eingerichteten Anlagen beſtebt, für deren nöͤthi⸗ 
f e e 

„ näch ten atshaushaltset uri N 
ſo war es zweckmäßig, an eine Veräußerung des Werkes zu denken. N 
Eſſen der Regierung ein Gebot von 


Inſertionsgebühr für den Raum 
0 1% Sgr. 


wurde nun von Herrn Krupp in 
400,000 Thlr. gemacht. Wenn man die ſo geringe Nachhaltigkeit des Berg⸗ 
werks bei einem Durchſchnittsertrage von 40,000 Tblr., fo wie den Umſtand 
in Betracht zieht, daß bei dieſem Werle in dem Kriegskapital über 350,000 
Thlr. feftgelegt find, fo mußte man ein Gebot von 400,000 Thlr. ſehr an⸗ 
nehmbar in und die Regierung nahm deshalb keinen Anſtand, auf dieſe 
Bedingungen bin den Kaufvertrag mit Herrn Krupp abzuſchließen, wozu ſie 
geſetzlich dolltommen berechtigt iſt. Bepor das Kaufgeſchäft zum Abſchuz 
gekommen war, trat die Bochumer Geſellſchaft als Concurrent auf und bot 
500,000 Thle., worauf Herr Krupp aus freien Stüden fein Gebot auf den⸗ 
ſelben Betrag erhöhte. Unter folten Umſtänden konnte ſich die Regierung, 
die bereits nach gewiſſenhafter Ueberzeugung das vorige Gebot als ein an⸗ 
nehmbares angeſehen hatte, gewiß keinen Augenblick beſinnen, die Sache zum 
ſchluß zu bringen. — Die Regierung wird auch fernerhin keinen Anſtand 
nehmen, bei Werken, die nicht rentabel find, nach gewiſſenhafter Prufung der 
Sachlage und der Verhältniſſe in gleicher Weiſe zu verfahren. 

Abg. v. Hennig: Die Budget⸗Commiſſion hat, wie ihr Bericht beweiſt, 
die Sache nicht überſehen, aber ebenfalls keinen beſondern Antrag in Betre:] 
derſelben geſtellt. Den Bemerkungen des Herrn Abg. Becker habe ich noch 

Änzuzufügen, was ihm nicht bekannt zu fein ſcheint, daß der Bochumer 

rein fein Mehrgebot als ein vorläufiges bezeichnete, was alſo implieite 
deutet, daß e es epentuell noch erhöht hätte. Außerdem hat ein Fabri⸗ 
ant in Aachen ein Mehrgebot, wenn auch nur von 50,000 Thlr., gemacht. 
Beide Gebote erſchienen, als die Regierung durch ihre Punktation mit Hrn. 
Krupp bereits gebunden war, und ich verlange ſelbſtverſtändlich nicht, daß fie 
ihr Wort nicht hätte balten ſollen. Wohl aber durften die . der 

Commiffion bei dieſer Gelegenheit die Hoffnung äußern, daß die Regierung 
in Zulunſt ſich bei Verkäufen nicht nur auf den Rath ibrer Behörden bes 
ſchränken, ſondern ſich an die Gewerbtreibenden ſelbſt wenden werde. Ohne 
die Aeußerungen des Herrn Re ierungs⸗Commiſſars anzweifeln zu wollen, 
bleibt es doch eigenthümlich, daß Herr Krupp nach dem bochumer Angebot 
eiligſt 100,000 Thlr. mehr bot. Das thut doch Niemand ſo leicht, und wenn 


er mod, fo zei if 
Reg. Commiſſar 1 v. Nidda: Ich kann dieſe Vorwürfe des Vor⸗ 
redners durchaus nicht als begründet anerkennen. Die Regierung fand na 
kaänetraurigen Erfahrungen, die fie mit öffentlichen Liettationen gemacht hat, 
— — Anlaß, nachdem ſie bereits in dieſer Sache engagirt war, die Verhand⸗ 
192 die, nach gewiſſenhafter Ueberzeugung der $ egierung, ein durchaus 
vor ilbaftea Reſultat boten, abzubrechen. i 9. 
auch der Bude ker: Ich glaube, diefer Fall wird dem Haufe und beſonders 
der Regierung, daßenm ſſion Gelegenheit bieten, Vorlagen und Verſicherungen 
ſchüſſe nöthig ſeien ur Rentabilität von Staatsinſtituten fo und fo viel Vor⸗ 
ſchehen it. Es iſt uftig etwas vorſichtiger zu behandeln, als es bisher ger 
1 bewilli dem Haufe wiederholt zugemuthet worden, erhebliche Vor⸗ 
ſchaſſe zu perwiigen. und erſt im vorigen Jahre hat das Haus eine Steige⸗ 
rung des Anlage⸗Capitals von 131 bis auf 320,000 Thlr. bewilligen möflen 
um das Werk rentabel zu machen, und nun wird uns geſagt, es fei nicht 
e * deswegen babe man es verkaufen mäſſen. 
Reg.⸗Commiſſar Krug v. Nidda; Gegenüber den Aeußerungen der Vor⸗ 
Tdner babe ich zu bemerken, daß der Bücherwerth dieſes Werkes mit 362,000 
li Aue aufgeführt ift, und wann man dieſen Bücherwerth, der ſich gewöhn⸗ 
5 als viel zu boch herauszuſtellen pflegt, die ee 
von Tao 00 run von pas was“ genüberitellt, p ift ein Mehrpreis 
vorteilhaften etennen Lt > doch den Kauf als einen durchaus 
09. roß mann: ch bin überzeugt, di J 5 
Würde, dice e ie Meiftgebot geine e Rente, — 
1 ae ungiltig erllären. Das Verfahren der Regierung iſt nicht 
Abg. v. Carnall (als Referent); Die Debatte zeigt uns j 
es immer bedentlich 10. a — [A epnbuftriege Kin 22 2 dub 
ſere Eiſeninduſtrie befindet ſich in ftetigem Fortſchrüt, Anlagekapitale müſſen 
immer fläffig fein. Es muß zugegeben werden, das Sayner⸗Werk entsprach 
den Zeitanforderungen nicht, indeſſen war jedenfalls, wie auch die Ton 
miſſion anerkannte, ein böherer Preis zu erzielen. Einen Antrag an dieſen 
Wunſch zu Inüpfen, war ſedoch nicht thunlih. Man geht nunmehr zu den 
einzelnen Anträgen der Budgei-Commiſſion zu dem Etat der Berg⸗ Satten⸗ 


und Salinen⸗Verwaltung, über, die der Reihe nach ohne Discuſſion faſt ein⸗ 


Bierteljähriger Abonnementöprei in Bretzlau 2 Thlr., außerhalb inel 
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Sechsundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


ſtimmig genehmigt werden. Nur bei dem Antrage J., die Einnahme aus 
den Bergwerken um 400,000 Thlr. höher zu ſtellen, bemerkt der Regierungs⸗ 
ee daß eine ſolche Erhöhung der Einnahmen nicht in ſicherer Aus: 
ſicht ſtehe, und der Antrag der Regierung große Verlegenheiten bereiten 
könne. Der Referent erwidert, daß ſchon der Ueberſchuß des Jahres 1864 
einen ſolchen Betrag ergeben habe und deshalb auch dieſe Erhöhung ange⸗ 
nommen werden könne. Bei der Abſtimmung wird der Commiſſions⸗An⸗ 
trag J. angenommen, die übrigen desgleichen. 

Der folgende Gegenſtand der Tagesordnung iſt die Schlußberathung über 
den Geſetzentwurf des Abg. v. Ernſthauſen wegen vorläufiger Feſtſetzung 
der Schulverſäumniß⸗Strafen im Bezirk des Appellations⸗Gerichtshofes zu 
Köln durch die Bürgermeiſter. Die Referenten beantragen Genehmigung 
des Gefetzentwurfes, doch ſoll in § 1 eingeſchaltet werden: „nach Anhörung 
des Orts⸗Schulvorſtandes.“ 

Referent Abg. Kratz (Gladbach): Durch das früher in der Rheinpro⸗ 
vinz geltende Verfahren der Feſtſetzung der Schulverſäumnißſtrafen durch die 
Gerichte ſeien viele Koſten und viele Zeitverſäumniß herbeigeführt worden, 
zumal durch den großen Umfang der Polizeigerichte, die oft 8 bis 10 Bür⸗ 
germeiſtereien umfaßten. In der Regel werde der Schulzwang nur gegen 
ärmere Leute und Tagelöhner angewendet, und in den alten Provinzen ſei 
die Strafe nur eine ſehr geringe. Dieſe Strafen würden feſtgeſetzt durch die 
Orts⸗ Polizeibehörde, Koſten entſtänden dadurch nicht. Dann aber ſei das 
Verfahren in den allen Provinzen ein anderes, da die Leute in der Regel 
zuerſt ermahnt, und nur, wenn die Ermahnung wirkungslos bliebe, zur 
Strafe herangezogen würden. Nach der Kabinetsordre von 1835 wurden die 
Strafen im adminiſtrotiven Wege durch die Bürgermeiſter feſtgeſetzt, im ver⸗ 
gangenen Jahre ſei indeſſen eine ſolche Verfügung durch das Polizeigericht 
aufgeboben worden, weil nach der Verfaſſung die Bürgermeiſter nicht mehr 
berechtigt ſeien, derartige Verfügungen zu erlaſſen. Eine große Anzahl 
Bürgermeiſter wünſchte die Regulirung dieſer Angelegenheit und hätte ſich 
im Allgemeinen für den Antrag ausgeſprochen. Derſelbe wolle das Verfah⸗ 
ren ſo reguliren, wie es in den alten Provinzen gelte und es ſonach in 
Uebereinſtimmung mit dem Geſetze vom 14. Mai 1852 bringen. 

Correferent Abg. Dr. Möller: Schulzwang ſei nothwendig und Huma⸗ 
nitäts⸗Rückſichten bei Ausübung deſſelben nicht angewendet. 3 Kape ſich 
nur, wer ſoll die Strafen feſtſetzen, die Verwaltung oder die richterliche Bes 
hörde? Allerdings ſtrebe er und feine Partei danach, den Rechtsſtaat immer 
mehr zu verwirklichen, und fie hätten kein Intereſſe, die Gewalt der Executive 
zu vermehren. Die vorliegende Frage müſſe jedoch nicht nach der alten 
Schablone, ſondern nach Zweckmäßigkeitsgründe n beurtheilt werden. So 
wenig er ein Lobredner unſerer Polizeibehörden ſei, jo müfje er doch aner⸗ 
kennen, daß ſie in dieſer Beziehung human und milde verfahren ſeien. Zwar 
babe man keine Garantien für die Dauer einer ſolchen milden Praxis, allein 
bisher habe ſich in den alten Provinzen das Bedürfniß einer Aenderung nicht 
herausgeſtellt. Gegen den Mißbrauch dieſer Befugniß durch die Bürgers 
meiſter ſchüͤtze die Berufung auf die richterliche Entſcheidung. Die Koſten, 
welche das richterliche Verfahren mit ſich fahre, ſeien in den meiſten Fällen 
Br höher, als die Strafe ſelbſt. Deshalb empfehle er die Annahme des 

ntrages. 

Cultusminiſter v. Mühler: Die königl. Staatsregierung kann die Noth⸗ 
wendigkeit einer geſetzlichen Abhilfe der Härten und Schärfen, welche die Be⸗ 
ſtimmungen in Betreff der Schulverſäumniß innerhalb des Bezirks des Ap⸗ 
vellationsgerichts zu Köln unzweifelhaft haben, nicht verhehlen. Sie hat aber 
ihre Aufgabe nicht auf dieſen Bezirk allein zu beſchränken, ſondern hat ganz 
ahnliche Verhältniſſe in den übrigen Theilen der Monarchie im Auge zu bes 
halten, und es iſt ibre Abſicht, in dieſer Beziehung eine Abhilfe für die ges 
ſammte Monarchie zu ſchaffen, nicht durch ein in der gegenwärtigen Seſſion 
ſchnell vorzulegendes Geſetz, ſondern durch eine geſetzliche Beſtimmung, welche 
in Verbindung mit umfaſſenderen Beſtimmungen über das ganze Schulweſen 
in der nächſten Seſſion vorgelegt werden fol; Es i 
Bene nicht auf die Frage verzichtet werden, ob es nicht das Zweck⸗ 
mäßigſte und Einfachſte wäre, den gegenwärtigen Status beizubehalten, wel⸗ 
cher auf dieſem Gebiete in den alten Provinzen von jeher gegolten, und der, 
wie auch hier bezeugt worden iſt, im Weſentlichen niemals und nirgends 
grobe Ausſtände zur Folge gehabt hat. Doch kann dieſe Auffaſſung und 

bſicht für die Regierung kein Grund fein, einem Antrage entgegen zutreten, 
der, wenn auch in beſchränkter Weiſe, immerhin eine ſehr wünſchenswerthe 
Abänderung in den betreffenden Beſtimmungen herbeiführen will. Die Re⸗ 
gierung wird daher das Gute, was in dieſem Antrage geboten wird, nicht 
von der Hand weiſen, ſondern, wenn derſelbe vom Hauſe angenommen wird, 
gern darauf eingehen. 

Abg. Leue beantragt Uebergang zur einfachen Tagesordnung. Nach der 
. erhält ein Redner für, einer gegen dieſen Antrag 
das Wort. 

Abg. Reichenſperger erklärt ſich für einfache Tagesordnung, weil fie 
mit der Ablehnung des Geſetz⸗Entwurfes gleichlautend ſei. Er müſſe den 
Antrag im Gegenſatz zu den Referenten, welche der Majorität des Hauſes 
angehörten, als einen ultra-reactionären bezeichnen, der in feiner Conſequenz 
den Rechtsſtaat in einen Polizeiſtaat umſchaffe. (Hört, hort!) Er ſtebe auf 
dem Standpunkt des alten preußiſchen wohlbewährten Liberalismus, während 
der Antrag, wenn auch nicht dem Wortlaute, doch dem Geiſte der Verfaſſung 
widerſpreche. Nicht bis in die neueſte Zeit habe in der Rheinprovinz das 
in Rede ſtehende Verfahren beſtanden, vielmehr felen ſchon 1856 und 1862 
Erkenntniſſe des Obertribunals ergangen, daß Straffeſtſetzungen durch andere 
Organe, als die Gerichte, gegen die Verfaſſung verſtießen. Auch das Geſetz 
von 1852 ſtehe mit der Verfaſſung nicht im Einklang. Herr v. Gerlach habe 
daſſelbe vertheidigt, weil es den glüdlihen Gedanken habe, das falſche Prin⸗ 
ip der Trennung der Juſtiz von der Verwaltung zu durchbrechen. (Hbit, 

ort!) Simſon, Wentzel, v. Vincke, Beſeler ꝛc. erklärten ſich dagegen, 
d. Bodelſchwingh, v. Kleiſt⸗Retzow dafür. Nicht Zeits und Koſtenerſparniß 
ſei das ausgeſprochene Motiv des Geſetzes geweſen, ſondern die Abſicht, das 
Anſehen der Polizei, welches durch die Eteigniſſe von 1848 ꝛc. ſehr erſchüt⸗ 
tert ſei, wieder herzuſtellen. (Hört!) Mit Recht habe man damals gefragt, 
ob das Anſehen der Polizei gehoben werde, wenn der Richter ihre Straf- 
verfügun en aufheben könne. Gegen die Einführung dieſes Geſetzentwurfes 

„Aheinprovinz, wie es der Antrag bezwecke, erlläre er ſich, nicht aus 

Prinzipienreiterei, ſondern um das von ihm hervorgehobene wichtige Prin⸗ 
zip zu wahren. — Der Regierungs⸗Commiſſar meldet ſich zum Wort. 

„Der Präs. Grabow erklärt, daß er demſelben augenblicklich das Wort 
nicht geben könne, da es ſich um den Antrag auf einfache Tagesordnung 
handele. Darüber erhebt ſich eine längere Geſchäfts⸗Ordnungs⸗Debatte. Abg. 
Graf Bethuſy⸗Huc, Stavenhagen und l'r. Gneiſt behaupten, daß die 
Beſtimmungen der Geſchäftsordnung für die Minifter und deren Commiſſa⸗ 
rien nicht maßgebend ſein könnten, daß in Betreff ihrer lediglich nach der 
Beſtimmung des Axt. 60 der Verfaſſung verfahren werden müſſe, der bes 
ſtimmt, daß die Miniſter auf ihr Verlangen jederzeit gehort werden 
müßten. Der Präſident erklärt, daß er dem Regierungs⸗Commiſſar das 
Wort ertbeilen wolle, ſobald der Redner gegen die einfache Tages⸗Ord⸗ 
nung gefproden habe. Der Cultusminiſter erklärt ſich damit ein: 
verſtanden. 

Abg. John (Labiau) behauptet, daß das Staats miniſterium nicht ein 
Recht habe, an der Berathung Theil zu nehmen, wenn das Haus in die 
materielle Berathung eingetreten. Dies ſei noch nicht geſchehen, da es ſich 
bei der einfachen Tagesordnung erſt um die Vorfrage handele, ob das Haus 
in die Berathung eintreten wolle oder nicht. 

Abg. Michaelis: Abg. Leue habe die gegenwärtige Discaſſion herbei 
geführt. Erſt habe er die Schlußberathung, alſo den Eintritt in die Be⸗ 
rathung beantragt, gegenwärtig beantrage er einfache Tagesordnung, alſo 
den Ausſchluß der Berathung, dies widerſpreche ſich. 

Abg. Duncker: Die Beſtimmung der Verfaſſung „die Minifter müſſen 
jederzeit gehört werden“, könne nur ſo interpretirt werden: innerhalb der 

kormen der Geſchäftsordnung (ob! oh!), ſonſt würden die Miniſter und 
Regierungs⸗Commiſſare ſelbſt die Redner unterbrechen konnen. 


Abg. Dr. Koſch: Der Miniſter habe ſich mit dem Vorſchlage des Prä⸗ 
— 5 — einverſtanden erklärt, wodurch die Sache als erledigt betrachtet 2 
nne, 


Cultusminiſter v. Mühler: Er wiederhole, daß die Staatsregierung im 
vorliegenden Falle mit dem Verfahren des Bräfidenten einberflanben ſel, 


Zeitun 


kann namentlich von der Hal 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Unftalten eg auf die Zeitung, welche Sonntag — Montag 
m. 


an den übrigen Tagen zweimal erfchei: 


Freitag, den 12. Mai 1865. 


im Princip müſſe er mit aller Entſchiedenheit an dem Wortlaute der Ver⸗ 
faſſung feſthalten. N 

Damit iſt die Sache erledigt. 

Abg. Jung: Auf das Princip des Schulzwanges könne man anderen 
Nationen gegenüber ſtolz fein und zwar um jo mehr in einem Augenblicke, 
wo der franzöſiſche Cultusminiſter nicht den Muth habe, ein Geſetz über den 
obligatoriſchen Unterricht der franzöſiſchen Kammer vorzulegen. der 
Rheinprodinz gebe es eine Menge Geſetze, welche die vorläufige Strafbeſtim⸗ 
mung der Verwaltung überließen und dies trage gute chte. Der Abg. 
Reichenſperger habe in früheren Jahren ſelbſt ſolchen Geſetzentwürfen zuge⸗ 
ſtimmt. Als der Geſetzentwurf wegen ſtrafrechtlicher Verfolgung von Beam⸗ 
ten berathen worden, ſei man nicht ſo peinlich geweſen, wie heute. Damals 
habe man an Stelle der von der vorgeſetzten Behörde einzuholenden Erlaub⸗ 
niß den Competenzconflict Rebe und nun wolle man bei ſo durchaus harm⸗ 
loſen Dingen, wie die in Rede ſtehenden Anträge, eine politiſche Seite her⸗ 
auswittern. Gerade, daß die Anträge von conſervativer Seite kämen, gebe 
ihnen einen beſonderen Werth. Man müſſe die Herren Conſervativen auf⸗ 
muntern, nicht abſchrecken, wenn ſie wirklich gute und nützliche Anträge ſtellen 
wollten. Ihre Geſetzentwürfe würden von der Regierung freundlich aufge⸗ 
nommen, was mit den Anträgen der Fortſchrittspartei, wie man an dem 
Beiſpiel des Coalitionsgeſetzes ſehen könne, keineswegs der Fall ſei. 

Regierungs⸗Commiſſar O.⸗J.⸗R. Meyer: Die Regierung hat bereits ans 
erkannt, daß ein Bedürfniß vorliegt, die fragliche Angelegenheit im Wege 
der Geſetzgebung zu ändern; ſie hat auch ihre Bereitwilligkeit erklärt, dem 
vorliegenden Geſetzentwurfe beizutreten. Sie muß ſich — entſchieden 
gen den Antrag auf Tagesordnung erklären, welche Ph — en 
den Zweck hat, das Geſeß zu beſeitigen. Der Abg. Reichenſperger hat meiner 
Anſicht nach die Principienfrage allzuſehr hervorgehoben. Man kann doch 
nicht jo weit gehen, zu behaupten, daß es ſich bei der Frage, ob der Schul⸗ 
zwang und die Verſäumnißſtraſen von den Polizeigerichten oder Verwal⸗ 
tungsbehörden abhängen, lediglich um die Frage handeln, ob Preußen ein 
Rechtsſtaat oder Polizeiſtaat fein ſolle. Von dem Grundſatz, daß in den 
Rheinprovinzen eine Strafe direkt nur von dem Richter ausgeſprochen wer ⸗ 
den kann, find ſchon zu franzöſiſcher Zeit und noch mehr zu preußiſcher viel⸗ 
fache Ausnahmen vorgekommen. Ich erinnere nur daran, daß in allen 
Wege: und Flußregulirungs⸗Angelegenheiten der Präfelturrath die entſchei⸗ 
dende Autorität war, ſowie daran, daß bei allen Steuercontraventionen bis 
auf dieſen Augenblick ſolche Ausnahmebeſtimmungen in Geltung ſind. Ich 
kann daher das Haus nur bitten, die Tagesordnung abzulehnen und dem 
Geſetzentwurfe zuzuſtimmen. . 

Nach einigen perfönlihen Bemerkungen der Abg. Neichenſperger und 
Jung wird zur Abſtimmung geſchritten und die einfache Tagesordnung 
mit geringer Majorität a genommen. 

Es folgt der zweite Bericht der Commiſſion für Petitionen, der 
in einer der früheren Sitzungen bis Litt. E. durchberathen war und bel die⸗ 


ſer Petition abgebrochen werden mußte, weil das Haus nicht mehr beſchluß⸗ 


fähig war. 

Fanfzig oberſchleſiſche Grundſtücks⸗Beſitzer moſaiſchen Glaubens, Dress 
dener und Genoſſen, beſchweren ſich darüber, daß ſie zu den Koſten bei 
Bauten der katholiſchen Kirchen und Pfarrgebäude herangezogen würden, 


und petitioniren um Erlaß eines Geſetzes, daß kein Bürger des preußiſchen 


Staates verpflichtet ſei, 1 zu Pfarr⸗ oder Kirchenbauten und über⸗ 
haupt zur Unterhaltung eines Kirchenſyſtems, zu einem andern Aerar als 
dem der Kirchengemeinde beizuſteuern, welcher er perſönlich angehöre. — Die 
Petition wird der Regierung überwieſen zur geſetzlichen Initative. 

Die Eiſenwaaren⸗Händler Michalski, Slattko und Hiller zu Königs⸗ 
berg petitioniren wegen Erſatzes des durch Verbot des Senſenhandels 
Jahre 1863 ihnen angeblich zugefügten Schadens. — Das Haus geht über 
dieſe Petition zur — nt über, eben jo über eine Beſchwerde des 

albbauers Knieſt zu Rothenberg wegen verweigerter Erlaubniß zur Eta⸗ 
blirung einer Arme ng Die Abgeordn. Maibauer und v. Hover⸗ 
beck hatten Ueberweiſung an die Regierung beantragt und empfohlen. 
Abg. Dr. Gneiſt rechtfertigte den Antrag der Commiſſion, welche den In⸗ 
ſtanzenzug noch nicht für erledigt 1 hatte. 
8 folgt der zweite Bericht der Commiſſion für das Unterrichts⸗ 
weſen über Petitionen. 

42 Mitglieder der evangeliſchen Schulſozietät Pinne (Reg.⸗Bez. Poſen) 
führen Beſchwerde darüber 1) daß die dortige Stadtſchule in eine Dorfſchule 
umgewandelt, 2) daß die Zahl der Vertreter der Stadt im Schulvorſtande 
vermindert, 3) daß den bon der Stadt gewählten Mitgliedern des Schul⸗ 
Vorſtandes ſeitens der königl. Regierung die Beſtätigung verſagt, ihnen das 

egen der Arzt Dames als Schuldorſtandsmitglied aufgedrungen worden ſei. 
Peenten beantragen: a) daß die erwähnte Schule wieder als Stadtſchule, 
mindeſtens aber als eine gemeinſchaftliche anerkannt werde, b) daß die Stadt 
Pinne im evangeliſchen Schulvorſtande eine größere Vertretung erbalte, durch 
ſechs, mindeſtens aber — wie im dortigen katboliſchen Schulvorſtande — 
durch vier gewählte Bürger, e) daß der gewählte Vertreter von der königl. 
Regierung beftätigt, der nicht gewählte Dames aber von feinem Amte ſuspen⸗ 
dirt werde, d) daß die Inſtruction für die Schulvorſtände der Provinz Poſen 
vom 21. Oktober 1842 dahin abgeändert werde, daß der Gutsherr nur dann 
Vorſitzender des Schulvorſtandes ſein könne, wenn er im Orte 8 zur 
Schule ſteuere und derſelben Confeſſion angeböre, ferner beſtimme, daß der 
Vorſtand einer Schule, zu welcher mehrere Ortſchaften gehören, nach dem 
Verhältniß der Schulgemeinde⸗Mitglieder jedes Ortes zuſammengeſetzt, reſp. 
gewählt werde. 3 : 

Die Commiſſion beantragt, die beiden erſten Anträge der Petition der königl. 
Staatsregierung zu erneuter Unterſuchung zu überweiſen, über die beiden 
folgenden aber zur Tagesordnung überzugehen. 

Abg. Dr, Langerhans ſtellt das Amendement, dieſe beiden erſten Ans 
träge der Staatsreg. nicht zur Unterſuchung, ſondern zur Abhilfe zu Aber⸗ 
weiſen. Redner motibirt feinen Antrag und rügt dabei, daß der Reg.⸗Com⸗ 
miſſar in der Commiſſion angegeben habe, der katholiſche Schulvorſtand habe 
nach den Akten nur zwei ſtädtiſche Mitglieder, während die Petenten vier 
namentlich bezeichnet hätten, Er wünſche über dieſen Punkt eine Aufkläru 
denn er habe eine Beſcheinigung des katholiſchen Pfarrers in Händen — 
welcher die Petenten allerdings eine durchaus richtige Angabe gemacht hatten, 
Der katholiſche Schulvorſtand zähle 4 Mitglieder. 

Abg. Dr. Baur ſtellt das Amendement, den dritten Antrag der Petenten 
der Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. Die Regierung 
könne ihr Verfahren weder aus der 3 noch durch ein anderes 
Geſetz rechtfertigen. In keinem Falle dürfe die L einen 
dem Schulvorſtande octroviren. Es ſcheine in der That, als ob die kleinen 
Gemeinde⸗Conflicte gerade ſo gehandhabt werden ſollten, wie der große 
Staatsconflict. . 

Regierungs⸗Commiſſar Aſſeſſor Lucanus: Der Unterſchied, ob die bes 
treffende Schule eine ſtädtiſche oder ländliche ſei, kann ſich nicht anders dar⸗ 
ſtellen als durch die örtliche Lage. Dieſe Schule nun liegt ne 
auf ländlichem Territorium. Daher bat die Regierung Serbe daß das 
Vorſteheramt im Schulverbande dem Gutsherrn zukomme. e hat jedoch 
verzichtet, weil er kränklich iſt und fo kam es, daß der Bürgermeiſter von 


inne thatſaͤchlich den Vorſitz geführt hat. Die Regierung hat ſich in der : 


mmiſſion durchaus nicht mit abſoluter Beftimmtbeit gegen die erneute 
Unterſuchung der Sache ausgeſprochen, weil allerdings die Verhandlungen 
ergaben, daß einzelne factiſche Unklarheiten vorwalten. enn dem gegen⸗ 
aber bier behauptet worden iſt, die Staatsregierung habe ſich eine Unwahr⸗ 
— zu Schulden kommen laſſen, ſo muß id 

eiſen. . 

Nach einigen kurzen Bemerkungen der Abgeordneten Otto, Dr. Langerhans 
der ſich dagegen verwahrt, der Ne ierung eine Unwahrheit vorgeworfen zu 
haben), Baur und Ule, ſowie des Referenten Brabaender wird das Amen: 
dement Langerhans angenommen, die Tagesordnung über den 
3. Punkt (e.) abgelehnt, das Amendement Baur und die Tagesord⸗ 
nung über den 4. Punkt angenommen; desgleichen die Tagesordnung 
über eine demnächſt folgende Petition des emeritirten Lehrers Rieder zu 
Hauroth, der um Erhöhung feiner Penſion bittet, 

Es folgt die Petition von 77 Mitgliedern der Gemeinden Wariſchken 
und Leitwarren: im Intereſſe der Menſchheit und Menſchlichkeit wolle das 
Haus die Schulordnung für die Landſchulen in der Provinz Preu 
dahin abzuändern ſuchen, daß vom 1, Oktober bis 1. Mai, alſo in den 
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mit den beiden Prinzen Wilhelm und Heinrich im Wagen zu dem 
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Ausſchuſſes] gelangte endlich der öͤſterreſchiſche Handelsvertrag mit 
dem Zollvereine zur Abſtimmung und wurde derſelbe mit 11 gegen 


4 Sümmen angenommen. Auf Antrag des Dr. Herbſt, und auf 


es einzeln herausnehmen laſſe. Abg. Virchow] Wunſch des Obmannes Freiberrn von Doblhoff, welcher jedoch bemerkt, 


beantragt, die Petition der Regierung bei dem zu erlaſſenden Unterrichtsgeſetz daß ein Zwang biezu nicht eriflite, motivirte jedes einzelne Mitglied 


b Berückſtätigung zu überweiſen, als ein Minimum, das man den armen 
etenten ſchuldig ſei gegenüber dem Verfahren der Commiſſion. Abg Frhr. 
v. Hoverbeck zweifelt, ob dieſe Art der Weberweilun 
weckmäßig ſei. Wünſchenswerther ſei ein Antrag auf % 
diener da ein Unterrichtsgeſetz, ſo 1 e dies H 
Miniſtel lum ſich gegenüberſtünden, überhaupt zweifelhaft ſei. Redner wünſcht 
etheilte Abſtimmung unter Weglaſſung der Worte „bei dem Erlaß eines 
In rrichtsgeſetzes“; alſo Ueberweiſung an die Regierung zur Be⸗ 
rückſichtigung. Dieſe letztete wird vom Haufe einſtimmig angenommen, 
nur der Abg. Wantrup ſtimmt dagegen. 
Schluß gegen 4 Uhr. Näcfte Sitzung Sonnabend 10 Uhr. (T.⸗Ord.: 
Etats⸗Betichte und der Geſetz⸗Entwurf betr. die Fiſcherei⸗Ordnung.) 


Berlin, 9. Mai. (Amtliches. 
Nachmittag um 2 Uhr in Allerhöchſtihrem Palais dem von des Köni s von 
Hannover Majeftät zum außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſter am hieſigen Hofe ernannten Geheimen Rathe und Kammerherrn 


an die Regierung 


ſein Votum. Ur. Herbſt war der erſte Votant. Er ſagte, daß der 
Vertrag wohl mancherlei Nachtheile habe. Aber die Beſtimmungen 


orlegung eines bes | Über die Grenzverkehrserleichterungen und das Zollkartel beſtimmen ihn, 
aus und dies] für den Antrag zu ſtimmen. 


Bei der Kürze der Zeit liege die Größe 
der Verantwortlichkeit im Falle der Annahme mehr auf der Regierung, 
im Falle der Ablehnung mehr auf dem Hauſe. Graf Wrbna, Szabel 
und Hagenauer finden, daß mehr Gründe für die Annahme als gegen 


dieſelbe ſprechen, die erregten Beſorgniſſe werden durch die Erfahrungen | — 


dementirt werden. Kinsky iſt auch für die Annahme und zwar vom allgemein 
öſterreichiſchen Standpunkte. Binder ebenſo und bemerkt, daß er mit noch 


Se. Maj. der König haben geſtern[ mehr Freude für den Vertrag geſtimmt hätte, wenn auch der neue 


Zolltarif in der Abſtimmung inbegriffen wäre. Er begrüßt beide als 
den Beginn einer neuen Handelspolitik in Oeſterreich. Winterſtein 


v. Stockhausen eine Pribat⸗Audienz zu erteilen, und aus deſſen Händen] und Doblhoff find ebenfalls für die Annahme, der Erſtere wegen 
ein Schreiben ſeines Souveräns entgegenzunehmen gerubt, wodurch er in der |ded Kartels und des Zollinterimiſticums, der Letztere wegen der Auf. 


gedachten Eigenſchaft bei Allerhöchſtdenſelben beglaubigt wird. 
Se. Majeſtät der König haben allergnäpigit geruht: Dem bisherigen ins 
teximiſtiſchen königlich hannoverſchen Geſchäftsträger zu Berlin, Grafen von 


rechthaltung des handelspolitiſchen Verbandes mit dem Zollvereine. Da 


gegen ſtimmen Skene, Stummer, Schlegel, Proskowitz. Siels 


Platen zu Hallermund, den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe, dem and: | meinen, das Zollkartel und die Verkehrserleichterungen wären auch ohne 


rath des Kreiſes Elbing, 
mit der Schleife, dem Hauptmann Habelmann vom Weſtf. Artillerie⸗Re⸗ 
atment Nr 7, dem Landrath des Kreiſes Angermünde, Kammerherrn von 
Buch auf Stolp, dem Landrath des Kreiſes Beeskow⸗Storkow, v. Gers⸗ 
dorff auf Kunersdorf, dem Direktor der Realſchule zu Halberſtadt, Dr. 
Spillede, dem Prorektor Richter an der Realſchule zu Frankfurt a. O., 
dem Execntions⸗Inſpektor bei dem Stadtgericht zu Berlin, Kanzleirath 
Cbriſtian Friedrich Heinrich Neumann, dem Kreisgerichts⸗ Kanzliſten, 
Hau,tmann à D. Heidenreich zu Warburg und dem Steuer» Eins 


nehmer Miltau zu Straußberg im Kreiſe Ober⸗Barnim den rothen Adler⸗ zu beſchaffen. 


orden 4. Kl., dem großh. ſächſ. Oberſtlieut. und Commandanten der Wart⸗ 
burg, Kammerherrn v. Arnswald, dem Rittergutsbeſitzer v. Thielau auf 
Lampersdorf im Kreiſe ze. und dem Particulier Henry Dunant 
zu Genf den königliden Kronenorden 3. Kl., dem Ganzleifecretär Baehr bei 
der Regierung zu Cöslin und dem Schatzmeiſter der Diaconiſſenanſtalt Bes 


Abramowski, den rothen Adlerorden dritter Klafje] den Vertrag zu erlangen geweſen, 


den ſie als ein Unglück bezeichnen. 
Skene meldet in ihrem Namen ein Minoritaͤtsvotum an. 
Spanien. 

Madrid. Unterm 7. wird telegraphirt: Die amtliche Zeitung 
veroffentlicht ein Deeret, welches die Regierung ermächtigt, in öffent⸗ 
licher Verſteigerung fo viel Iproc. Staatsſchuldſcheine zu verkaufen, als 
erforderlich find, um die Summe von 600,000,000 Realen in Baar 
Verſiegelte Angebote werden bis zum 3. Juni entgegen: 
genommen. 


Telegrapdbiſche Depe ſchen 
Wien, 11. Mai. Großfürſt Michael Nikolajewitſch trifft mit 


thanien zu Breslau, Kaufmann Eduard Winkler, den lönigl. Kronenorden | feiner Gemahlin und Familie morgen hier ein und wird in der Hof⸗ 


4. Kl., dem Lehrer Diederich Reuter zu Vierſen im Kreiſe Gladbach den 
Adler der 4. Klaſſe des kgl. Hausordens von Hohenzollern, dem im Dienſte 
der Fürſten Radziwill ſtehenden Hofgärlner Werth, dem bisherigen Schul⸗ 
en Bergau zu Winkeldorf im Kreiſe Raſtenburg, dem Polizeidiener Kreu⸗ 
er zu St. Tönis im Kreiſe Kempen, Regierungsbezirk Düſſeldorf, und dem 
Kreisboten Tutermann zu Aachen das allgemeine Ehrenzeichen, fomie dem 
Unteroffizier Kaminski vom 1. Leib⸗Huſaren⸗Reg. Nr. 1 und dem Brauer⸗ 
gehilfen Otio Peltzer zu Wickrath im Kreiſe Grevenbroich die Reitungs⸗ 
medaille am Bande zu verleihen; ferner den Kreisgerichtsrath Molle in 
Strehlen zum Director des Kreisgerichts in Münfterberg zu ernennen. — 
Der Stallmeiſter Hildebrandt in bei der Univerſität zu Berlin als Unis 
verſitätsſtallmeiſter angeſtellt worden. 

Babelsberg, 10. Mai. [Se. Majeſtät der König] be 


Sides geſtern Früh von 8% Uhr ab im Luſtgarten zu Potsdam das bemden und eine tbönerne Sparbächſe mit 25 Sgr. 
Garde⸗Jaͤger Bataillon, dann die Garde⸗Unterofſizler⸗Schule und um Nr. 42 ein grauwollenes Tuch mit lila Kante, 


10 Uhr auf dem Exerzierplatz (Bornſtedter Feld) das 1. Garde⸗Regi⸗ 
ment zu Fuß. Nach Beendigung deſſelben begaben ſich Se. Maj. nach 
Babelsberg und empfingen dort Se. Hoheit den Prinzen von Heffen 
und den Vortrag des Militärkabinets. 
bei dem Difiziercorpd des 1. Garde⸗Regiments zu Fuß und brachten 
den Abend auf Babelsberg zu. 

Heute wohnten Se. Majeſtät dem Gottesdienſte in der Garniſon⸗ 


Kirche zu Potsdam bei, ertheilten hierauf dem fatbölifhen Pfarrer Beyer von Ic 


eine Audienz, e den Wirklichen Geheimen Rath Illaire und 
den Vortrag des Miniſter⸗Präſidenten, dinirten um 3 Uhr bei Ihren 
königl. Hoheiten dem kronprinzlichen Paar im Neuen Palais und kehr⸗ 
ten Abends nach Berlin zurück. 

lIbre Majeſtät die Königin) hat in Baden den Beſuch Sr. 
koͤnigl. Hoheit des Großberzogs und des Markgrafen Max von Baden 
empfangen. 

Potsdam, 10. Mai. [Se. königl. Hoheit der Kron⸗ 
prinz] begab ſich am 8. Morgens zur Tiuppenbeſichtigung nach Ber⸗ 
lin, und ſtattete auf dem Rückwege dem Großfürſten Thronfolger und 
böchſtdeſſen Brüdern, hoͤchſtwelche auf der Durchreiſe in Berlin einge- 
troffen, einen Beſuch im ruſſiſchen Geſandiſchaftshotel ab. Später 
empfing Se. koͤnigl, Hoheit den Ober⸗Bergrath Schmidt, den Landrath 
ves reichenbacher Kreiſes, Olearlus, und den Miniſter a. D. von 
Bethmann⸗Hollweg. 

um 3% Uhr fand Familientafel bei Sr. königlichen Hoheit dem 
Prinzen Albrecht ſtatt, an welcher auch Ihre koͤnigl. Hoheit die Kron 
vin zeſſin, welche um 10 Uhr von Potsdam gekommen, Theil nahm. 
Mit dem 7.Uhr⸗Zuge kehrten die hoͤchſten Herrſchaften nach Potsdam 
zurück. 

Geſtern, den 9., war Se. koͤnigl. Hoheit der Kronprinz bei der 
Truppenbeſichtigung im Lustgarten und auf dem bornſtedter Felde ge: 
genwärtig; auch Ihre königl. Hoheit die Frau Kronprinzeſſin erſchien 


Exerziren des 1. Garde⸗Regimentis zu Fuß. Se. königl. Hoh. nahm 
ſpäter an dem Diner des Offtzier⸗Corps gedachten Regiments Theil. 
[Ihre königlichen Hoheiten der Kronprinz und die 
Frau Kronprinzeſſin] wohnten heute dem Gottesdienſt in der 
Garnſſonkirche bei. Nach demſelben empfing Se. königliche Hoheit der 
Kronprinz den k. k. öſterreichiſchen Linienſchiffscapitän Ritter von Wiſ⸗ 
ſtak. um 4 Uhr wor Diner im Neuen Palais, an welchem Se. 


Commandeur des Lehr⸗Infanterie-Bataillons o. Roeder nebſt Gemahlin, 


mittelft 


Altona iſt ein neuer Strike ausgebrochen. 
Boölichergehilfen verlangen Lohnethoͤhung. 


ſchlecht bezahlt. 
N OBeſterrei ch. 
Wien, 10. Mai. [In der heutigen Sitzung des Zoll: 


vermehrt: der Baarvorrath um 9, die 


Die Litzteren werden ſehr L 


burg wohnen. Von hier wird ſich der Großfürſt nach Darmſtadt zum 
Kaiſer Alexander, die Großfürſtin nach Karlsruhe begeben. 


Breslau, 12. Mai. n Geſtohlen wurden: Tauenzien⸗ 
ſtraße 26 a ein roth angeſtrichener Schrank, ein alter Koffer mit Eiſenbe⸗ 
ſchlag, eine eiſerne Beitſtelle, ein Pferdegeſchirr mit Neuſilderbeſchlag, zwei 
Wagenlaternen und mehrere wollene Schlafdecken; Reuſcheſtr. 51 ein Sack 
mit Brenner⸗Weizen; Schweidnitzerſtr. 37 ein Uederzieher von braunem 
Buksting mit ſchwarzem Parchent gefuttert; Roſenthalerſtr. 3 ein fila Kat⸗ 
tunkleid, zwei bunte Schürzen, zwei Paar weiße Strümpfe, zwei 
bunte Halstücher, eine Kopfgarnirung von Sammet und ein Ge 
betbuch; Karlsplatz Nr. 3 ein weißer Parchent⸗Unterrock, ein Paar ſchwarze 
Zeugſtiefeln, eine ſchwarzſeidene Mantille mit Krauſen, zwei neue Manns» 

Rh alt; Berlinerſtraße 
ein Shawl, eine Crinoline 
mit vier Reifen, ein blaugedruckter Frauenrock, drei weiße Unterröcke, eine 
roſa und weiß geſtreifte und eine draun und weiß geſtreifte Schürze und 
24 Sgr. baares Geld; Nicolaiſtraße Nr. 71 zwei Kopftiſten mit roth und 
blau geſtreiften Inlelten, zwei Kinderbetten mit grauen Inletten, ein roth 


Um 3 Uhr ſpeiſten Se. Maj. und weiß karrirter leinener Deckbett⸗Ueberzug, ein dergleichen Kopfkiſſen⸗ 


Ueberzug und zwei alte zertreunte Inleiten von roth und weiß ge 
ſtreiftem Drillich; Albrechtsſtraße 33, ein ſchwarzer Tuchrock, eine len 
A8 eine wollene Unterjacke und eine Brieftaſche mit diverſen werthloſen 
cen Alte Sandſtraße 17, ein ſchwarzer Düffel-Paletot, ein Rock 
f w t 8 aſimir, ein Paar ſchwarze Bein der und eine Hofe bon 
dunkelblauem Velour mit ſchwarzen € krailen: Hintermarkt I, aus da⸗ 
ſelbſt befindlichen Mode⸗Waaren⸗Magazin mittelſt gewaltſamen Einbruchs 
99 Ellen geſtreifte halbſeidene Stoffe, 60 Ellen ſchwarzen Thybet, 50 Ellen 
ſchwarzen Crep, 4) Ellen ſchwarzen Orleans, 49 Ellen Armure und eine 
braunſeidene Börſe mit Stablperlen, worin ein zerbrochener goldener Ring, 
zulammen im Werthe von circa 150 Thlr.; Kleinburger⸗Chauſſee 45, zwei 
ar ige ez. B. B., zwei weiße Beitdecken, eine rothe Bettdecke, drei 
etttücher, vier leinene Kinderwindeln, gez. B., vier Handtücher, jo wie ein 
graues und ein rothes Tiſchtuch. g 7 ö 
[Feuer.] Am gten d. Mts., Nachmittags, gerieth Kirchſtraße Nr. 4 


ein in dem Garten daſelbſt befindlicher Düngerhaufen plotzlich in Brand, 


doch wurde die Gefahr durch die Hausbewohner noch rechtzeitig bemerkt 
und ſofort beſeitigt. 
[Unglücksfall] Am 7ten d. Mts., Nachmittags, wurde auf der 
großen Homſtraße ein vierzehnjähriger Knabe von einer Droſchke zu Boden 
eriſſen und überfahren, wobei verjelbe nicht unerhebliche Quetſchungen am 
inken Beine erlitt. (Anz.⸗ u. Fr.⸗Bl.) 
bb [ Aufgefundener beichnam.] Heute Morgen bemerkten Vor⸗ 
übergehende an der Leichnamsbrücke einen ſchon ſtark in Verweſung über 
gehenden männlichen Leichnam. Nachdem derſelbe ans Land gebracht, wurde 
er nach dem Michneliskirchbof geſchafft. Bekleidet war der Leichnam mit 
einem ſchwarzen Tuchrock, ebenſolcher Hoſe, blauer Unterjacke und trug einen 
Leibgurt mit Stahlſchloß. — Man vermutbet in 11 einen der vor dem 
Eisgange an der Paulinenbrücke verunglückten Fabrikarbeiter. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


— — — —— nn m 

Der Barometerſtand bei 0 rd. Kar Luft⸗ Wind⸗ a 

in Pariſer Linien, die Temptra⸗ Tempe⸗ 4 und Wetter. 

tur der Luft nach Reaumur. rometer. ] ratur. Stärke. 

Breslau, 11. Mai 10 U. Ab.] 329,50 713,6 W. 1. Trübe. 
12. Mai 6 U. Mrg.] 331,10 1% W. 3. Trübe. 


Breslau, 12. Mai. [Waſſerſtand.] O.⸗B. 15 F. — Z. U.⸗B. 1 F. 33 


Telegraphiſche CEourſe und Börſen⸗Nchrichten. 
Paris, 11 Mai, Nachm 3 Ubr. Das Geſchäft war beſchränkt. Die 
Zproz. Rente begann zu 67, 70, wich bis 67, 63% und ſchloß in träger 
Haltung zur Notiz. Alle Werthpapiere waren angeboten. Conſols von 
Aae 1 Ubr waren 89% gemeldet. Schluß⸗Courſe: Zproz. Reute 67 65. 
tal. proz. Rente 65, 65. proz. Spanier —. Iproz. Spanier —. Caſterr. 
tacts⸗Eiſendahn⸗Aktien 445, —. Frepit⸗Mobilier⸗Aktien 811, 25. Lomb. 


Eiſen bahn⸗Aktien 545, —. l 
ede, 11, Mai, Abends. Nach dem heutigen Bankausweiſe haben ſich 
Vorſchüſſe auf Werthpapiere um %, 
Notenumlauf um 5%, die laufende Rechnung des Schatzes um , Mill 
Vermindert haben ſich dagegen das Portefeuille um 18 und die Rech⸗ 
nungen der Privaten um 4% Mill. Fr. 
London, 11, Mai, Nachm. 1 Uhr. Ren enwetter. Conſols 89%, proz. 
Spanier 39%, Sarbinier 79. Merilaner 26%. öproz. Ruſſen 90%, Neue 
7985 on Silber —. Türk. Conſols 51%. proz. Ver Staaten⸗Anl. 
r. * 


Metrer ſchoͤn; f / 
Crebu⸗Attien "4%. Defterr, 1860er Looſe 86%. Vereinsbank 106%. Nord⸗ 


5% Pfd. 
101% Gld. Roggen 


27% 


deutſche Bank 116%. Rhein 
en 37 11 
. Pe ancoth 


79% G0, pr. Sept-Olt, 66% Br. u. 


Fonds- und geld- Course. 


Freiw. Staats-Aul. . 4½ 101 ½ 8. 


Staats-Anl. von 18305 
di 


Berlin, 11. Mai. 


und Gld., % z.B 
Aug.⸗Sept. 144 
bez. und Gld., %a 


# Brröian, 12. 


U 
Preise ohne Aenderung. 


Weizen ohne bemerkens 
ſreie Waare 65—70 Sgr. 


54 Sgr., gelbe bruchfreie 


8 Sgr., 


gelbe 32— 3 Sgr. 


1105 


bu. 


t., Juli⸗Aug. 
% 0 beg . 
Thl. Br. 


Mal. 


feinſter über Notiz bezahlt. 


cher Umſatz, 62 70 Sgr. — © 5 

zugeführt — Schleie Mob nen neitht. 

Napskuchen ſehr geftagt, 55 67 San 
Sgr. pt. Schff. 


Weißer Weizen alter 
fr a) neuer 

Gelber Weizen, alter 
” * neue 

Erwachſener Weizen 


Haſer te 


eine 26 29 Th 


7 
21 
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enbahn-Stamm-Aotien. 


| Dividende pro 1863 1864 Zt. 


to 987 bie IAachen-Düssalda ½% :; Algo 3½ 101 C. 
dito 18534 198% he. läachen-Mastrich — | — 4 46 ba, u. B 
dito 10588 AR 102 bz | imsterd Rottd., 4 | 19 4 120% > 
to u, 10214 ba. erg -Märkische.: 177 4 135%, ba 
dito 1857 % len dm. Berlin-Anbait BET Hr⸗ 1 0 d. 
to ö 2. erlin-Görlitz. .| — — 4 189% b 
2. 1888041 15 bu. dito St.-Prior.! — =; 1 2 
to 186414 ba. 4 114% 5 
Staats-Schuldscheineſg! 90 , ba. 4 7220 Er 
Präm.-Anl. von 1885/3 12 G. 4 15% „ di. v) 
Berliner Stadt-Obl... 41.1021, ba. 6 178% ba. 
Kur- u. Neumärk. 3 861, ba. 1 I, 
8 Bommersche...,..31,j86% B. % 18% tz. 
2 Posensche. 4 .— — — 61% br 
3 dito. 3. ( — — a — 
3% dite neue. 4 |96%, U. 92 ba. u. B 
(Schlesische. . . . 3 ½ 911, @. 97½% ba 
Par u. Neumärk. 4 97% * 88 1 180 k. 
(Pommersche. la 98 hr. 236 B. 
E Posensche . 4 06% @, 6% 
3 Preuss ische. . . 4 74 ba. 130% » 
© Westph. u. Rhein. 4 8. 62 2 81%, be 
Sächsische... 4 be. 83 B 
4 Schlesische. . . 4 G. * 8 
Louisd’or 111% br O est, Rkn. 98 HJ. 2 
Goldkronen 9. 9%, ba Poln BER n.. N. 87 hz 
mm 0 1 4, 
Ausländische Fonds dito 10 hr. 
Oesterr. Metalliques'5 66%, ba. je Al 13% b [ 
dito Nat-Anl. . 6 170% ba. u n,|Oestr.-Fr. ge. M eee 
dito Lott-A v 60 ß 87% ba. u. B. 144% b l. 0 
dito dito 64-- 55 ½ bs. u. B. 60% . 
dito gder Pr.- A. 4 8 ½ 6. 1149 bi 
dito Eisenb.-L.. | 177% etw. b. 440% b 
Ital. neue proc. An l. 5 66 nz. 29% bi. 
Russ Engl. Anl. 180 5 0% "x 2 aba te B. 
dito Holl Anl. 18646 bg 6. 0 8 45% 6 
dito Poln. Sch. Obl. 4 137. ba u 0 Thüringer . .. 7 8 4 11344, bz 
Poln-Pfandbr III. Em. 4 75%, b Warschau-Wien| — (— |5 70% be. 
koi Obt. 1 500 Fi 4 When a, | —— en 
dito “ai ö bz. 
Kurhess. 40 18 30 . f ban Bank- nnd Iaduntrie-Paplers 
Baden. 35 Fl. Loose. — 30% R. 5 
Amerikan. St-Anl. 6 nn G 8 mes vr er "Yo N 
2 * Braunschw. B... 1 30 8 
Schwed 10 Th Loon .  Ipramor Rank. . 3% 1 Ta 4 1687 6. 
"Danziger 16 7 {16 x 
Eisenbabn-Prioritäts-Aotien. — a 6 hi > 10100 b 
Börg. Märkische... 11 1 B. Geraer Bank...) 7 8 4 her 
4 „Allg . ochaer „ 6% IT 14 ii etw. bz. 
al dito IV. 47% 13 15 u. g. [Hannoversche . sun 4 99 N ä 
N Pi} ie. Fein N A Hamb. Nordd. B. 6% | 7 4 CH, B. 
1 erg 1 21037 5 Br Vereine B. 27 7 4 106 5. 
1 1 inigsberger B. 110 
lito 4 7 B. n M. 35 Pi N Ing N 
dito III 2,0 Magdeburger B 50% 4 40% oe. br. 
Jito a len br Voscner Hauk. 0 7 4 lin etw bz, 
Alto IV. EB 'reuan. Bunk 8.7% 10% ½ 116 b. 
eee . 1 — chüriuger Rau 4 4 767 G 
Galle Ludrigeb nn 7 7 17. „ , 
p a 
ene { 1 — = u. B gorl. Iand. hes k N Iura 9 
ä u — Johurg.Credh.A | 7 8 k ma 
dito W. 4½% 101 15 Darmstädter „ . 8 4 1 11 ak 
wege, ac 1, 21 „ Diec.-Com.-Ant..| Gy — 4 102% "2, 
. 7 96% B. Genfer Crodb. A. H — 14. 1411, tw. be u. G. 
dito %%% . 3 * 
Fr 5 a 5 8 ke, a 4% 1796 da Minen. 
... « 2 . y . Id Pr er 7. 
dito E. A ee Em = 4 de u. l. 
dito F. 4% 0 6 n 6. 
Oest- Kranz... . 3 1262 bz. u. @ * 
Oest. südl. St.- b. jean ds, Minerva . 6 VRR l. ba u. G 
Khein. v. St. gar 4% Fbr. v. Hisas hbid # S 8 118 . 
Rhein-Nahe-B. gar. at, loo ba. u. B Schles. Feuer vw.“ 8 4, | mem 
e N Weohsel-Course. 
am I.. 0. ba. zugsburg 100 Fl. 42 6. 4 G. 
dito dito 2 A. 1 br. Leal 0 Thlr. ..: 5 2 5. 
n 8 , 7 zum br, to dito 2 M. 9% G 
to alto 51 ba. Frankfurt u. M. 100 Fl. M. 56. 28 ba. 
Inondom 1 Lot... 4 Milo. 22% ba. Potersburg 100 g. R., J W. 80% @. 
Paris 300 ret. 20% 2 M. to be. ito dito 3 M. 88 % in 
Wien 160 F. 4 8 Z. ha br, Warschau 80 fl.-R. . 40 TSO br 
dito dito 2 M. 92 ½ b Bremen 100 Thlr. . 4 T. III % ba 
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tſprechend der Geſchäftsberkehr beſchrankt, 
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